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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über die 29. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen 


L Allgemeines 

1. Zur Lage in den Vereinten Nationen 

Die 29. Generalversammlung (GV) der Vereinten 
Nationen (VN), die vom 17. September bis 18. De- 
zember 1974 in New York tagte, stand vor dem 
Hintergrund weltweiter krisenhafter Entwicklungen. 
Die Stichworte Ölkrise, Welternährungsproblem, 
Inflation, gesteigerte Notlage vieler Entwicklungs- 
länder, verstärkte Auseinandersetzung zwischen 
Industriestaaten und Entwicklungsländern kenn- 
zeichnen die Situation. Die 6. Sondergeneralver- 
sammlung, im Gefolge der Ölkrise einberufen, hatte 
sich bereits im April und Mai 1974 mit den globalen 
Wirtschaftsproblemen auseinandergesetzt. Neben 
den ungelösten Nahost-Konflikt trat die Zypern- 
Krise. Die sich anbahnende Freigabe der portugie- 
sischen Kolonien in Afrika führte dazu, daß sich die 
Antikolonialismuskampagne nun auf Südafrika kon- 
zentrierte. 

Die 29. GV hat noch mehr als frühere Versamm- 
lungen deutlich gemacht, in wie hohem Maße die 
VN zu einem zentralen Schauplatz der Auseinander- 
setzung zwischen den Ländern der Dritten Welt und 
den industrialisierten Staaten geworden sind. Die 
Dritte Welt verfügt in den VN mit 102 von 138 Stim- 
men über eine klare Zweidrittelmehrheit, von der 
sie entschlossen und zielstrebig Gebrauch macht. Sie 
konnte deshalb weithin Thematik und Ablauf auch 
dieser GV bestimmen. 

Im Vordergrund der 29. GV standen politische und 
wirtschaftliche Themen, denen vor allem die Dritte 
Welt Priorität beimißt: Beseitigung des Restkolonia- 
lismus, Kampf gegen Rassendiskriminierung, Palä- 
stina-Problem, Umgestaltung der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen zu einer „neuen Weltwirt- 
schaftsordnung" . 

Auch die Weltorganisation selbst, ihre Institutionen 
und Verfahren wurden zunehmend Gegenstand der 
Auseinandersetzung. Unter dem Thema Revision der 
Charta strebt die Dritte Welt verstärkt eine Struk- 
turveränderung der VN an, die der neuen Mehrheit 
auch institutionell größeren Einfluß sichern soll. Die 
Dritte Welt will die VN vor allem zu einem Instru- 
ment zur Durchsetzung ihrer Forderungen nach poli- 


tischer Mitsprache und wirtschaftlicher Umvertei- 
lung umgestalten und bringt ihr Stimmgewicht 
entschlossen zur Geltung, wobei auch bewährte 
Grundsätze des Verfahrens und der Zusammenarbeit 
in den VN Schaden nehmen. Die westlichen Indu- 
striestaaten halten demgegenüber daran fest, daß 
die Weltorganisation ein Forum der Kommunika- 
tion, der konstruktiven Zusammenarbeit und ein 
Instrument zum Ausgleich der Interessen ist. Diese 
gegensätzlichen Auffassungen über die Rolle der 
Weltorganisation, ihre Möglichkeiten und ihre 
Grenzen in der gegenwärtigen Auseinandersetzung 
waren Thema einer grundsätzlichen Debatte in 
der GV. 

Die Probleme der Nord-Süd-Auseinandersetzung 
haben die traditionelle Ost-West-Orientierung in 
den VN in der 29. GV noch stärker als bisher über- 
lagert. Die Beziehungen zwischen den beiden Super- 
mächten beeinflussen zwar weiterhin die Debatten 
in einzelnen Bereichen - vor allem auf dem Gebiet 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle -, sie beherr- 
schen jedoch nicht mehr die GV. Die USA haben 
ihre eigene Position wieder stärker als im Vorjahr 
zur Geltung gebracht; sie haben in Fragen der 
Nord-Süd-Auseinandersetzung in den Debatten und 
bei Abstimmungen besonders deutlich Position be- 
zogen. Die Sowjetunion unterstützt in weiten Be- 
reichen, vor allem bei der Dekolonisierung, sowie 
weithin auch in Wirtschaftsfragen die Dritte Welt. 
In Fragen, die ihre Interessen als Industriestaat 
oder ihre Sonderstellung als Großmacht berühren, 
votiert jedoch auch sie gegen die Mehrheit (z. B. 
Seerechtskonferenz, Revision der VN-Charta). Chi- 
nas Mitarbeit in den VN ist weiterhin vor allem von 
seiner Auseinandersetzung mit der Sowjetunion be- 
stimmt. Bei Problemen der Dritten Welt unterstützt 
es die radikalen Positionen der Entwicklungsländer. 

2. Zur deutschen VN-Politik 

Die Mitarbeit der Bundesrepublik Deutschland bei 
der GV muß auf dem Hintergrund der skizzierten 
Gesamtsituation der VN gesehen werden. Ein Jahr 
nach dem Beitritt konnte sie bei der 29. GV die Mög- 
lichkeiten voller und normaler Mitwirkung an ihren 
Arbeiten ausschöpfen. 
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Unsere VN-Politik hat sich mit der ganzen Breite 
der Aufgaben, aber auch der Probleme und Schwie- 
rigkeiten der heutigen weltweiten multilateralen Zu- 
sammenarbeit auseinanderzusetzen. Die Grundsätze 
unserer VN-Politik, an denen die deutsche Delega- 
tion ihre Arbeit ausgerichtet hat, stehen im Zeichen 
der in der Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 
bestätigten Kontinuität der deutschen Außenpolitik; 
sie bleibt auf Sicherung des Friedens und weltweite 
Zusammenarbeit gerichtet. 

Der Bundesminister des Auswärtigen erläuterte die 
Ziele und Grundsätze unserer VN-Politik in seiner 
Rede zu Beginn der Generaldebatte am 23. Septem- 
ber 1974. Die Bundesrepublik Deutschland werde ihr 
besonderes Augenmerk richten auf 

— die Stärkung der internationalen Ordnung und 
ihrer Institutionen, 

— die Verbesserung der weltweiten Wirtschafts- 
beziehungen im Geiste von Partnerschaft und 
Solidarität, 

— konkrete Beiträge zur Entspannung und Abrü- 
stung mit dem Ziel einer dauerhaften Friedens- 
sicherung. 

Der Bundesminister betonte, daß der Schutz indivi- 
dueller Menschenrechte eine zentrale Aufgabe der 
VN sei, der die Bundesregierung außerordentliche 
Bedeutung beimesse. Es genüge nicht, die Ordnung 
durch äußere Mittel gegen Krieg und Zerstörung zu 
schützen. Entscheidend sei die praktische Durchset- 
zung und Anwendung der Menschenrechte, um den 
Maßnahmen zur Friedenswahrung auch innere 
Festigkeit und Überzeugungskraft zu verleihen. Er 
erneuerte das Bekenntnis zum Selbstbestimmungs- 
recht als einem Ordnungsprinzip, „das überall in 
der Welt gelten muß, in Europa - in all seinen Tei- 
len - nicht weniger als in anderen Kontinenten." 

Zur Lage in Deutschland erklärte der Bundesmini- 
ster vor dem Weltforum: 

„Wir können die Teilung nicht als das letzte Wort 
der Geschichte über die deutsche Nation akzeptie- 
ren. Dieses Wort wird vom deutschen Volk selbst 
gesprochen werden. Die Bundesregierung hält fest 
an ihrer Politik, auf einen Zustand des Friedens in 
Europa hinzuwirken, in dem das deutsche Volk in 
freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt. 
Das hindert uns jedoch nicht, das volle Maß an Zu- 
sammenarbeit auszuschöpfen, das in der gegebenen 
Lage erreichbar ist." 

Im Zusammenhang mit der Entspannungspolitik 
unterstrich der Bundesminister, daß die gesicherte 
Zukunft Berlins ein unverzichtbares Element der 
Entspannung in Europa sei, sie bleibe ein vitales 
Interesse der deutschen Politik. 

Die Bundesregierung verfolgt mit Sorge, daß die VN 
eine Phase kritischer Entwicklung durchlaufen, wie 
sie sie aus anderen Gründen schon wiederholt in 
ihrer fast 30jährigen Geschichte erlebt haben. Sie 
bedauert die bedenklichen Tendenzen zur verschärf- 
ten Konfrontation und zur Abstimmung nach Blök- 


ken, die auf der 29. GV besonders sichtbar gewor- 
den sind. Sie ist bemüht, diesen Entwicklungen ge- 
meinsam mit anderen Staaten, insbesondere den 
europäischen Partnern, entgegenzuwirken. Die 
gegenwärtigen Probleme der VN dürfen jedoch den 
Blick dafür nicht verstellen, daß die VN ein wich- 
tiger Faktor der internationalen Politik bleiben und 
daß im System der VN weiterhin ein beachtliches 
Maß an erfolgreicher Zusammenarbeit geleistet 
wird. Bei aller Unvollkommenheit gibt es für die 
Weltorganisation keinen Ersatz. Die Bundesregie- 
rung tritt für eine Versachlichung der Auseinander- 
setzung ein, die durch überspannte Forderungen 
ebenso belastet wird wie durch starres Statusquo- 
Verhalten. Um so mehr geht es darum, die Möglich- 
keiten zu einem realistischen Dialog und zu kon- 
struktiver Zusammenarbeit auszuschöpfen. 

з. Die Mitarbeit der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland zur 
29. GV stand unter der Leitung des Bundesministers 
des Auswärtigen. Wie im Vorjahr gehörten ihr Ab- 
geordnete des Deutschen Bundestages, Angehörige 
der deutschen VN- Vertretung in New York, des 
Auswärtigen Amts und der anderen beteiligten Bun- 
desministerien an. Die drei Bundestagsfraktionen 
hatten zusammen fünf Vertreter entsandt, die aktiv 
an der Arbeit der Delegation teilnahmen. Sie haben 

и. a. zu wichtigen Fragen namens der Delegation 
Erklärungen abgegeben. 

Die Arbeit der Delegation erstreckte sich auf das 
Plenum der GV, die sieben Hauptausschüsse sowie 
auf Nebenausschüsse und Tagungsämter. Die Bun- 
desrepublik Deutschland stellte einen der 17 Vize- 
präsidenten der GV und gehörte dadurch dem 25- 
köpfigen Lenkungsausschuß der Versammlung an. 
Ein der Delegation angehörendes Mitglied unserer 
New Yorker Vertretung nahm den Posten des Be- 
richterstatters im 3. Ausschuß wahr. 

Die Delegation wirkte intensiv an den Beratungen 
in allen Gremien mit. Sie brachte unsere Auffassun- 
gen zu allen wichtigen Themen durch Erklärungen 
■ und Diskussionsbeiträge zur Geltung; sie betonte, 

! daß unsere Politik darauf gerichtet ist, die Konfron- 
i tation abzubauen und zu einem Ausgleich der Inter- 
j essen beizutragen. Wo es die Wahrung unserer 
j Interessen erforderte, haben wir durch Erklärungen 
] Position bezogen und unseren Standpunkt auch 
I durch Stimmabgabe abweichend von der Mehrheit 
i deutlich gemacht. 

j Die Delegation hat klargestellt, daß das Selbstbe- 
I stimmungsrecht, Achtung der Menschenrechte und 
die anerkannten Regeln des Völkerrechts unver- 
zichtbare Grundsätze unserer Politik sind. 

Die Delegation brachte eine Reihe von Resolutions- 
entwürfen mit ein; sie hat auch einen eigenen Reso- 
lutionsantrag initiiert. Mit diesem Resolutionsan- 
trag hat die Bundesrepublik Deutschland zusammen 
mit Österreich und der DDR den Beschluß der Gene- 
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ralversammiung herbeigeführt, daß künftig wich- 
tige VN-Dokumente in einer im Sekretariat zu 
Lasten der Antragsteller einzurichtenden Abteilung 
des Sprachendienstes ins Deutsche übersetzt werden 
(Resolution 3555). 

Seit Ende der 28. GV haben wir die Mitgliedschaft 
in einer Reihe weiterer Gremien mit begrenzter Mit- 
gliederzahl erreichen können: Menschenrechtskom- 
mission der VN, Genfer Abrüstungskonferenz 
(CCD), Welternährungsrat, Wissenschaftlicher Aus- 
schuß für die Auswirkung der Atomstrahlung 
(UNSCEAR), Kommission für Transnationale Unter- 
nehmen. Damit wird unsere Position im VN-System 
weiter gestärkt. 

Insgesamt können wir am Ende der 29. GV fest- 
steilen, daß wir im zweiten Jahr unserer VN-Mit- 
gliedschaft unsere Position in der Weltorganisation 
weiter verbessern und ausfüllen konnten. 

4. Die Zusammenarbeit der Neun 

Sie ist eine wesentliche Komponente pnserer VN- 
Politik. Bei der weltweiten multilateralen Zusam- 
menarbeit wird in besonderem Maße die Notwen- 
digkeit gemeinsamen Vorgehens der Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft deutlich; gemeinsam 
können sie ihr Gewicht wirksamer zur Geltung 
bringen. Deshalb ist die Zusammenarbeit der Ge- 
meinschaftsländer besonders intensiv und operativ 
wirksam. 

Die bewährten Verfahren der Europäischen Politi- 
schen Zusammenarbeit (EPZ) und die Koordinierung 
in der Europäischen Gemeinschaft bieten den Rah- 
men für die Neuner-Abstimmung. Die fast täglichen 
Konsultationen erstreckten sich auf nahezu alle 
Ebenen der Delegationen der Neun. 

Der allgemeine Beobachterstatus bei der GV, den 
die 29. GV der Gemeinschaft zuerkannte, wird die 
Zusammenarbeit weiter verdichten. 

Auch auf der 29. GV war die Neuner-Kooperation 
gründlich, offen und vertrauensvoll. Sie hat sich 
gegenüber dem Vorjahr weiter intensiviert und um- 
faßte systematisch das Plenum und alle sieben 
H aup t au s s chü s s e . 

Das „gemeinsame Vorgehen" im Sinne der Luxem- 
burger Berichte und die damit angestrebte Darstel- 
lung der Identität der Neun richtet sich bei den VN 
in erster Linie auf gemeinsame oder harmonisierte 
Aktionen, z. B. in der Form von Erklärungen sowie 
auf ein einheitliches Abstimmungsverhalten. Die 
Präsidentschaft konnte wesentlich häufiger als im 
Vorjahr für die Neun Erklärungen und Erläuterun- 
gen zur Stimmabgabe abgeben. Das einheitliche 
Stimmverhalten bei streitigen Resolutionen stieg 
gegenüber 1973 von 43 v. H. auf 50 v. H. an. Unter 
Einbeziehung der im Konsensus angenommenen Re- 
solutionen haben die EG-Länder sogar in 81 v. H. 
der Fälle geschlossen abgestimmt. 

Die positive Bilanz der Zusammenarbeit der Neun 
darf ihre Grenzen und Schwierigkeiten nicht ver- 
decken. Sie werden dort sichtbar, wo grundsätzlich 
unterschiedliche Interessenlagen der neun Länder 
bestehen. Gleichwohl zeigt die Entwicklung wäh- 
rend der 29. GV, daß die Zusammenarbeit der Neun 


eine Realität geworden ist, die nicht nur die Neun 
als selbstverständlich empfinden, sondern die auch 
die anderen Mitgliedstaaten zunehmend als ein Fak- 
tum in Rechnung stellen. So haben die streitenden 
Parteien in der Palästinafrage mehrfach ihre Stand- 
punkte vor den Botschaftern der Neun erläutert. 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß die Neun 
die Instrumente der abgestimmten Diplomatie in 
den VN noch besser nutzen. Nicht zuletzt die kriti- 
schen Entwicklungen im System der VN erfordern 
dies. Sie hat deshalb in der EPZ eine Initiative zur 
Verstärkung der Neuner-Kooperation ergriffen, über 
die die zuständigen Gremien beraten. 

5. Verhältnis zur DDR 

Im Verhältnis zur DDR traten die fortbestehenden 
Gegensätze deutlicher als im Jahr des Beitritts her- 
vor. Der Bundesminister des Auswärtigen hatte die 
Position der Bundesrepublik Deutschland in seiner 
Rede zu Beginn der GV dargelegt. Die DDR hielt an 
ihrer bekannten Politik der Abgrenzung fest, die der 
amtierende DDR- Außenminister in einer Rede vor 
der GV bekräftigte. Auf derselben Linie lagen auch 
Erklärungen, mit denen DDR-Vertreter auf Stellung- 
nahmen von Delegierten der Bundesrepublik 
Deutschland zur Deutschlandfrage, zum Selbstbe- 
stimmungsrecht, zu den Menschenrechten erwider- 
ten. Der Abgrenzungspolitik dienen auch Versuche 
- insbesondere im Hinblick auf die Dritte Welt - die 
DDR als sozialistischen deutschen Staat eigener Prä- 
gung, als das „bessere Deutschland" von der „kapi- 
talistischen Bundesrepublik" abzuheben. In densel- 
ben Zusammenhang gehört auch der bei der Süd- 
afrika-Debatte unternommene Versuch, die Bundes- 
republik Deutschland als wichtigen Förderer der 
südafrikanischen Regierung und ihrer Apartheids- 
politik herauszustellen. Fehlinformationen wurden 
von unseren Delegierten sogleich richtiggestellt. 

Die Beziehungen zwischen den Delegierten der bei- 
den deutschen Staaten waren wie bisher korrekt 
und sachlich. Die Möglichkeiten zu positiver Zusam- 
menarbeit bleiben unter den gegebenen Vorausset- 
zungen gering. Ein Fall konkreter und erfolgreicher 
Kooperation ist die von der Bundesrepublik Deutsch- 
land, der DDR und Österreich verfolgte Initiative in 
der Sprachenfrage (vgl. Ziff. 13). 

11. Schwerpunkte der 29. Generalversammlung 

1. Allgemeine politische Fragen 

Im politischen Bereich entzündete sich die verschärf- 
te Auseinandersetzung zwischen den Staaten der 
Dritten Welt und den westlichen Industriestaaten an 
den Themen Südafrika und Palästina. Die Auswir- 
kungen der Debatte reichen bis in den Bereich der 
Verfahrens- und Rechtsordnung der Weltorganisa- 
tion hinein. Der Beschluß, Südafrika von der Teil- 
nahme an der 29. GV auszuschließen, sowie die 
Zulassung der Palästinensischen Befreiungs-Organi- 
sation (PLO) als Beobachter bei der GV mit Rechten, 
die über denjenigen liegen, die bisher Staaten mit 
Beobachterstatus gewährt wurden, haben bedenk- 
liche Präzedenzfälle geschaffen. 


3 



Drucksache 7/3637 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Die Südafrika-Frage beschäftigte die GV fast wäh- 
rend der gesamten Sitzungsperiode. Wie in den Vor- 
jahren wurde zunächst das Beglaubigungsschreiben 
der südafrikanischen Delegation abgelehnt (Resolu- 
tion 3206). Sodann beschloß die GV, den Sicherheits- 
rat (SR) aufzufordern, die Beziehungen der VN zu 
Südafrika zu überprüfen (Resolution 3207). In den 
Beratungen des Sicherheitsrats stellten die afrika- 
nischen Mitglieder klar, daß ihr Ziel der Ausschluß 
der Republik Südafrika aus den VN ist. Ihr Resolu- 
tionsentwurf, der eine entsprechende Empfehlung an 
die GV enthielt, scheiterte jedoch an dem Veto der 
drei westlichen ständigen SR-Mitglieder. Der Präsi- 
dent der GV entschied daraufhin, die Zurückweisung 
des Beglaubigungsschreibens habe den Ausschluß 
der südafrikanische Delegation von der 29. GV zur 
Folge. Diese Entscheidung wurde von der GV mit 
großer Mehrheit gegen die Stimmen fast aller west- 
licher Länder, darunter der Bundesrepublik Deutsch- 
land, gebilligt. Sie bedeutete eine Suspendierung 
wesentlicher Mitgliedschaitsrechte Südafrikas auf 
einem Wege, der mit der VN-Charta nicht zu ver- 
einbaren ist. Noch vor Abschluß der 29. GV nahm 
der SR einstimmig eine Resolution (Nr. 366) an, die 
Südafrika nachdrücklich zur Respektierung und 
Durchführung aller bisherigen Entschließungen der 
VN zur Namibia-Frage auffordert. Für die Weiter- 
behandlung dieses Themas im SR wurde eine Frist 
(30. Mai 1975) gesetzt, die der Resolution ultima- 
tiven Charakter gibt. 

Die Beratungen über die Nahost-Probleme standen 
unter dem Vorzeichen der Palästina-Frage, die zum 
ersten Mal als politisches und nicht wie bisher als 
humanitäres Problem behandelt wurde. Dagegen 
wurde die allgemeine Nahost-Debatte wie schon auf 
der 28. GV wiederum vertagt. 

Durch Resolution 3210 lud die GV die PLO als den 
Vertreter des palästinensischen Volkes zur Teil- 
nahme an der Palästina-Debatte ein. Die Resolution 
3236 vom 22. November 1974 bestätigte das Recht 
des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung, 
nationale Unabhängigkeit und Souveränität und er- 
kannte es als Hauptbeteiligten bei der Herstellung 
eines gerechten und dauerhaften Friedens im Nahen 
Osten an. Die Resolution 3237 gewährte der PLO 
einen ständigen Beobachterstatus bei den VN. 

Die Entschließungen brachten deutlich zum Aus- 
druck, daß eine Nahost-Friedenslösung ohne Ein- 
beziehung der Palästinenser nicht mehr möglich ist. 
Die Einsicht, daß die Probleme der Palästinenser 
nicht allein als Flüchtlingsfragen verstanden wer- 
den können, hatte sich schon seit längerer Zeit 
durchgesetzt. Die Neun hatten dem bereits in ihrer 
Erklärung vom 6. November 1973 Rechnung ge- 
tragen. 

Die Haltung der Bundesrepublik Deutschland in der 
Palästina-Debatte wurde insbesondere durch zwei 
Gesichtspunkte bestimmt: 

1. Die Notwendigkeit, die legitimen Rechte des 
palästinensischen Volkes im Rahmen einer Frie- 
densregelung zu berücksichtigen und sein Selbst- 
bestimmungsrecht anzuerkennen; 

2. Wahrung des Lebens- und Existenzrechts Israels 


in jeder Regelung entsprechend den Sicherheits- 
rats-Entschließungen Nr. 242 vom 22. November 
1967 und Nr. 338 vom 22. Oktober 1973. 

Beide Punkte sind nach unserer Überzeugung we- 
sentliche Bestandteile einer dauerhaften Friedens- 
regelung und dürfen in einer ausgewogenen Stel- 
lungnahme der GV zu dem Problem nicht fehlen. 

Die Resolution 3236 läßt diese Ausgewogenheit ver- 
missen. Sie behandelt zwar ausführlich die Anliegen 
der Palästinenser, es fehlt aber ein Hinweis auf die 
Grundsätze der SR-Entschließung Nr. 242. Die Bun- 
desrepublik Deutschland enthielt sich deshalb der 
Stimme. 

Gegen die Gewährung des ständigen Beobachtersta- 
tus an die PLO haben wir uns aus rechtlichen Grün- 
den ausgesprochen, da die VN eine Organisation 
von Staaten ist, die PLO jedoch keinen Staat ver- 
tritt. 

Der Vertreter der Bundesrepublik Deutschland hat 
in einer Erklärung vom 19. November 1974 und in 
einer Erläuterung zur Stimmabgabe vom 22. Novem- 
ber 1974 vor der GV unseren Standpunkt darge- 
legt und begründet. 

Auf Antrag Zyperns stand die nach der türkischen 
Invasion vom Juli/August 1974 wieder akut gewor- 
dene Zypernfrage auf der Tagesordnung. 

Der Gruppe der Blockfreien gelang es nach längeren 
Bemühungen, die Zustimmung aller Konfliktbetei- 
ligten für einen Resolutionstext zu gewinnen, der in 
den beiden wichtigsten Punkten: Abzug der auslän- 
dischen Truppen und Rückkehr der Flüchtlinge Kom- 
promißformulierungen enthält. Während der Trup- 
penabzug an keine Frist gebunden wird, sollen über 
das Flüchtlingsproblem Verhandlungen zwischen 
beiden Volksgruppen auf gleichberechtigter Basis 
geführt werden. Die Resolution der GV (3212) wurde 
einstimmig angenommen; sie liegt auf der Linie der 
Entschließungen des Sicherheitsrats vom Juli und 
August 1974. 

Die Bundesrepublik Deutschland trat in der Debatte 
für Verhandlungen zwischen den betroffenen Par- 
teien ein. Wir haben die Bestrebungen ermutigt, 
eine allgemein akzeptable Resolution zu erreichen. 
Die Zusammenarbeit der Neun war bei diesem Pro- 
blem, das besondere Bedeutung für die europäische 
Sicherheitspolitik und die wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit im Rahmen der EG hat, sehr eng. Die Präsi- 
dialmacht Frankreich gab eine gemeinsame Erklä- 
rung der EG-Länder ab, deren Ausgewogenheit die 
Konfliktbeteiligten anerkannt haben. 

Auf Antrag einer Gruppe blockfreier Staaten unter 
Führung Chinas und Algeriens wurde das Korea- 
Problem erneut behandelt. Die Initiative dieser 
Gruppe zielte auf den Rückzug aller fremden Trup- 
pen unter VN-Flagge aus Südkorea und damit auf 
die Auflösung des VN-Kommandos, die bei der Kon- 
sens-Resolution in der 28. GV am Widerstand west- 
licher Staaten gescheitert war. 

Die USA legten zusammen mit anderen westlichen 
Ländern, darunter die Bundesrepublik Deutschland, 
ihrerseits einen Resolutionsentwurf vor, der die Ent- 
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Scheidung über die Auflösung des VN-Kommandos 
dem Sicherheitsrat überläßt und geeignete Maßnah- 
men zur Aufrechterhaltung der Sicherheitsstruktur 
in Korea zur Voraussetzung macht. Der westliche 
Entwurf erhielt eine klare Mehrheit. 

In der Kambodscha-Debatte, die auf westliche Initia- 
tive in der 28. GV mit knapper Mehrheit auf die 
29. GV vertagt worden war, ging es um die Frage, 
wer in der fortdauernden Bürgerkriegssituation das 
Land in den VN repräsentieren soll. Ein von Alge- 
rien, China und zahlreichen arabischen und afrika- 
nischen blockfreien Ländern eingebrachter Resolu- 
tionsentwurf zielte darauf, der inzwischen von über 
60 Staaten anerkannten Exil-Regierung Sihanouk 
das Vertretungsrecht für Kambodscha zuzuerkennen. 
Dagegen forderte der Entwurf einiger blockfreier 
oder westlich orientierter Länder Asiens Verhand- 
lungen zwischen den Parteien mit Unterstützung 
durch den VN-Generalsekretär. Der Entwurf ging 
vom Vertretungsrecht der Regierung Lon Nol aus. 

Der westliche Entwurf erzielte eine knappe, auch 
von der Bundesrepublik Deutschland unterstützte 
Mehrheit. Damit hat sich noch einmal die Auffassung 
durchgesetzt, daß die VN in inneren Streitigkeiten 
eines Landes keine Schiedsrichterrolle übernehmen 
sollen, indem sie über das Vertretungsrecht kon- 
kurrierender Parteien eines Landes entscheiden. 

Die Abstimmungsergebnisse in der Korea- und in 
der Kambodscha-Frage machen deutlich, daß die 
Dritte Welt von dem üblichen Muster mehr oder 
weniger geschlossener Stimmabgabe jedenfalls dann 
abweichen kann, wenn es nicht um spezifische Pro- 
bleme der Nord-Süd-Auseinandersetzung geht. 

Mit dem von ihr 1969 eingeführten Tagesordnungs- 
punkt „Festigung der internationalen Sicherheit'' 
hatte die Sowjetunion den Rahmen für eine Sicher- 
heitsdebatte der GV geschaffen, der vor allem ihr 
selbst die Möglichkeit zur umfassenden Erörterung 
sicherheitspolitischer Fragen aus dem Bereich der 
Ost-West-Beziehungen geben sollte. Demgegenüber 
interpretiert die Dritte Welt das Sicherheitsthema 
vorwiegend wirtschaftspolitisch („wirtschaftliche 
Sicherheit") und stellt die Nord-Süd-Problematik in 
den Vordergrund. Die Resolution 3332 der 29. GV 
läßt den bestimmenden Einfluß der Dritten Welt 
noch deutlicher als früher erkennen und zeigt, daß 
die Sicherheitsdebatte in den VN derzeit ihre poli- 
tische Substanz weitgehend eingebüßt hat. 

In diesen Zusammenhang gehört auch das von Ru- 
mänien 1972 initiierte Thema „Stärkung der Rolle 
der VN", das bisher vorwiegend unter dem Aspekt 
des Schutzes kleiner und mittlerer Länder vor Ein- 
mischung und Beherrschung durch die Großmächte 
und der Sicherung ihrer gleichberechtigten Mitarbeit 
im internationalen Rahmen behandelt wurde. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat sich wiederholt zu 
diesem Thema geäußert. Wir treten für eine Stär- 
kung der VN auf der Grundlage und im Rahmen der 
Charta ein. Dazu gehören nach unserer Überzeu- 
gung eine bessere Nutzung der gebotenen institutio- 
nellen Möglichkeiten - auch auf dem Gebiet der 
Streitbeilegung aktivere Mitarbeit der Mitglied- 
staaten bei der Verwirklichung der Ziele der Charta 


und Kooperation unter Achtung der souveränen 
Gleichheit aller Staaten. 

In der 29. GV kam es unter diesem Tagesordnungs- 
punkt zu einer grundsätzlichen Debatte zwischen 
Industriestaaten und Staaten der Dritten Welt. Sie 
wurde vor dem Hintergrund der verschärften Nord- 
Süd-Auseinandersetzung in den VN geführt. In 
Reaktion auf den zunehmenden Druck der Dritten 
Welt präzisierten Vertreter westlicher Industrie- 
staaten ihre Positionen und steckten Grenzen ge- 
genüber den Tendenzen der Dritten Welt ab, die 
Weltorganisation zunehmend als ein Instrument 
zur Durchsetzung einseitiger Interessen zu benut- 
zen. Auch die Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland nahm kritisch zur Entwicklung in den 
VN Stellung und verband dies mit einer eingehen- 
den Äußerung zu den sonstigen Aspekten des 
Themas. Diese allgemeine Debatte überlagerte weit- 
hin die traditionelle Thematik des rumänischen 
Tagesordnungspunkts und trug auch dazu bei, daß 
eine neue Initiative Australiens, die einen wichtigen 
Teilbereich des Themas - die friedliche Streitbeile- 
gung - konkret behandelt, nicht die erwartete Be- 
achtung fand. 

In der Frage der friedenserhaltenden Operationen 
der VN verlängerte die GV das Mandat des mit der 
Ausarbeitung von Richtlinien für solche Operatio- 
nen beauftragten Ausschusses durch Res. 3234 im 
Konsensverfahren. Es ist noch nicht abzusehen, 
wann der Ausschuß seine Arbeiten abschließen 
kann. Die Bundesrepublik Deutschland, die einen 
beträchtlichen finanziellen Beitrag einschließlich frei- 
williger Leistungen zu den VN-Friedensaktionen im 
Nahen Osten leistet, hat die Resolution miteinge- 
bracht. In der Debatte sprach sich unsere Delegation 
für Richtlinien aus, die dem VN-Generalsekretär 
einen angemessenen Spielraum bei der Aufstellung 
und Leitung der Operationen erhalten. 

Seit 1958 arbeiten die VN an der Entwicklung einer 
internationalen Ordnung für die Nutzung des Welt- 
raums. Die 29. GV zeigte das zunehmende Interesse 
und die wachsende Bedeutung der Entwicklungslän- 
der und der Schwellenmächte in allen Fragen des 
Weltraums und seiner friedlichen Nutzung. Die 
tiefen Unterschiede in den sozial-ökonomischen und 
politischen Zielvorstellungen ließen erkennen, daß 
der Abstand zwischen westlichen Staaten einerseits 
und den Ostblockstaaten zusammen mit den Ent- 
wicklungsländern andererseits noch beträchtlich ist. 
Dies gilt z. B. für die Frage der Vereinbarkeit des 
Grundsatzes des Schutzes der Staatensouveränität 
mit dem Prinzip der Sende- und Empfangsfreiheit. 
Gleichwohl konnte die GV eine Resolution zur be- 
schleunigten Regelung der anstehenden Probleme 
verabschieden (Mondvertrag, Fernsehsatelliten- 
Ubertragung, Erderkundung). Als Mitglied des 
Weltraumausschusses, in den sie im Februar 1974 
berufen wurde, wirkt die Bundesrepublik Deutsch- 
land in allen VN-Gremien, die sich mit der welt- 
weiten Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Welt- 
raumforschung und -nutzung befassen, mit. Als Mit- 
glied der Europäischen Weltraum-Organisation 
ESRO/ESA, in der wir aufgrund unserer technolo- 
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gischen Leistungsfähigkeit und Finanzkraft eine 
wichtige Rolle spielen, kommt uns eine besondere 
Verantwortung zu. Wir bemühen uns, die VN über 
die Weltraumaktivitäten zu unterrichten, die wir 
national, bilateral und multilateral durchführen, da- 
für zu werben, die Weltraumtechnologie, insbeson- 
dere Telekommunikation und Erderkundung, auch 
zum Nutzen der Entwicklungsländer einzusetzen, 
und das Verständnis für die Anwendungsmöglich- 
keiten der Weltraumtedinologie zu vertiefen. In 
unserer Erklärung vor der 29. GV traten wir insbe- 
sondere für die Durchsetzung des Prinzips der Infor- 
mationsfreiheit ein und erklärten uns bereit, eine 
angemessene Dotierung des VN- Weltraumbudgets 
zu unterstützen. Die Bundesrepublik Deutschland 
war Miteinbringer der Resolutionen und nahm an 
der Ausarbeitung der Entwürfe aktiv teil. 

2. Abrüstung und Rüstungskontrolle 

a) Allgemeine Tendenzen 

Dem Thema Abrüstung und Rüstungskontrolle 
widmete die 29. GV betonte Aufmerksamkeit. 
Unter zwölf Tagesordnungspunkten verabschiedete 
sie 22 Resolutionen. Hauptursache dieses verstärk- 
ten Interesses war der von Indien am 8. Mai 
1974 gezündete nukleare Sprengsatz. Der uner- 
wartete indische Schritt zur Atommacht brachte den 
Mitgliedstaaten der VN die Tragweite und Proble- 
matik der miteinander zusammenhängenden Fragen 
der Kernwaffenproliferation und der friedlichen 
Atomexplosionen zum Bewußtsein. Die Sympathie- 
kundgebungen aus der Dritten Welt im Anschluß an 
den indischen Test hatten befürchten lassen, daß die 
Politik der Nichtverbreitung auf der GV nicht die 
. notwendige Unterstützung finden würde. Von ent- 
scheidender Bedeutung wurde die von westlichen 
Nidit-Kernwaffenstaaten eingebrachte Resolution 
über Kernsprengungen zu friedlichen Zwecken. Es 
gelang, die Mehrheit der Dritten Welt für die Reso- 
lution, die auch den Grundsatz der Nichtweiterver- 
breitung von Kernwaffen unterstreicht, zu gewin- 
nen. Insoweit war die Abrüstungsdebatte nicht ty- 
pisch für den sich verschärfenden Nord-Süd-Gegen- 
satz auf der GV. 

Die Staaten der Dritten Welt sahen in der indischen 
Kernexplosion allerdings auch ein willkommenes 
Druckmittel, um die Nuklearmächte aufzufordern, 
ihre im NV-Vertrag übernommenen Verpflichtungen 
zu erfüllen. Darüber hinaus war eine erstaunliche 
Wiederbelebung und Ausdehnung des Konzepts der 
Regionalen nuklearwaffenfreien Zonen festzustel- 
len. Auf der 29. GV wurden Resolutionen über die 
Entnuklearisierung Afrikas, eine Friedenszone „In- 
discher Ozean", eine kernwaffenfreie Zone „Süd- 
asien" und eine kernwaffenfreie Zone „Nahost" an- 
genommen. Finnlands Resolutionsentwurf einer Ex- 
pertenstudie über die Voraussetzungen nuklear- 
waffenfreier Zonen konnte die Flut der Entwürfe 
aus der Dritten Welt nicht ^ufhalten. 

Neben der Nichtverbreitung von Kernwaffen ge- 
wann das schwedische Projekt „Napalm und andere 
Brandwaffen" neue Aktualität Interesse erregte 
ferner wegen der Neuartigkeit des prophylaktischen 
Ansatzes und der Popularität des Umweltschutzes 


das sowjetische Projekt „Umweltschädigende 
Kriegsführung". 

Andere Abrüstungsthemen traten demgegenüber 
eher in den Hintergrund (Kernwaffen-Versuchsstop, 
Verbot chemischer Waffen, Herabsetzung der Mili- 
tärhaushalte, Weltabrüstungskonferenz und SALT- 
Gespräche). 

Der Gesamtverlauf der Abrüstungsdebatte rechtfer- 
tigt die Annahme, daß die bisherige Phase der Stag- 
nation überwunden ist. Der Kampf der ungebunde- 
nen Staaten gegen Diskriminierung, die Interessen- 
gegensätze zwischen den Kernwaffenstaaten und die 
Schwierigkeiten der Materie gefährden jedoch nach 
wie vor die Bemühungen um eine wirksame univer- 
sale Nichtverbreitung von Kernwaffen. 

b) Zu den wichtigsten Resolutionen 

In der Debatte über die allgemeine und vollständige 
Abrüstung billigte die GV im Konsensverfahren den 
Beschluß der beiden Kopräsidenten (UdSSR und 
USA), die Genfer Abrüstungskonferenz (CCD) um 
fünf Mitglieder - darunter die Bundesrepublik 
Deutschland - zu erweitern. Wir beteiligen uns da- 
her an den künftigen Sitzungen der CCD als voll- 
berechtigtes Mitglied. 

Die Debatte über den polnischen Entwurf eines C- 
Waffenverbots führte zu einer Neufassung, die den 
amerikanischen Wünschen weitgehend Rechnung 
trug und auch aus unserer Sicht positiv beurteilt 
werden kann. Das B- Waffenübereinkommen gilt 
nicht mehr als Modellfall, das Verifikationserforder- 
nis kommt zum Ausdruck, und die Möglichkeit eines 
stufenweisen Vorgehens bleibt offen. 

Die Resolution über das umfassende Verbot von 
Kernwaffentests beauftragt die CCD, vorrangig 
einen Vertrag auszuarbeiten, der auch unterirdische 
Versuche verbietet. Wegen der unausgewogenen 
Spräche, die als eine Verurteilung mit uns verbün- 
deter Staaten ausgelegt werden konnte, und der 
wenig realistischen Forderung eines sofortigen Mo- 
ratoriums für alle Tests haben wir uns, ebenso wie 
zahlreiche andere Staaten, der Stimme enthalten. 

Die Resolutionen über die kernwaffenfreien Zonen 
(Lateinamerika, Nahost, Afrika, Südasien und Indi- 
scher Ozean) sowie der finnische Vorschlag einer 
Expertenstudie über diesen Komplex wurden mit 
großer Mehrheit angenommen. Die meisten Be- 
schlüsse gehen über unverbindliche Deklarationen 
der „Nuklearfreiheit" nicht hinaus und ermangeln 
des regionalen Konsensus. Der finnische Entwurf 
könnte dazu beitragen, daß Richtlinien für die Orga- 
nisation solcher Zonen gefunden werden. 

Die von Mexiko eingebrachte Resolution über SALT 
zielte auf eine Multilateralisierung der Verhand- 
lungen zwischen den USA und der UdSSR. Dieser 
Versuch ist auch dieses Mal nicht gelungen (sowohl 
die EG-Staaten wie die Warschauer-Pakt-Staaten 
enthielten sich der Stimme). Allerdings haben die 
ungebundenen Staaten im Vergleich zum vergange- 
nen Jahr einen Stimmenzuwachs verzeichnen kön- 
nen. 

Der Erfolg der von uns miteingebrachten Resolutio- 
nen über Kernsprengungen zu friedlichen Zwecken 
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ist eines der erfreulichsten Ergebnisse der 29. GV. 
Sie stellt den Versuch dar, die gesamte Problematik 
der friedlichen Kernsprengungen in den Griff zu be- 
kommen und einen wirksamen Beitrag zur Nichtver- 
breitung von Kernwaffen zu leisten. lAEO, CCD und 
Überprüfungskonferenz werden aufgefordert, sich 
mit der komplexen Materie weiter zu befassen. Die 
30. GV wird zeigen, ob diese Bemühungen erfolg- 
reich sind. 

Der sowjetische Resolutionsentwurf über das Ver- 
bot umweltschädigender Kriegsführung interessierte 
weniger die Staaten der Dritten Welt als die um- 
weltbewußten Industriestaaten des Westens. Das 
Thema ist zur Weiterbehandlung in der CCD be- 
stimmt. Da wir grundsätzlich dafür eintreten, daß 
die Bemühungen um Rüstungskontrolle auch vor- 
ausplanend auf die Verhütung unheilvoller militär- 
technischer Entwicklungen der Zukunft gerichtet sein 
sollten, haben wir - trotz gewisser Bedenken wegen 
der Unklarheit der Materie - für die Resolution ge- 
stimmt. 

c) Unsere Mitwirkung 

Unser starkes Engagement für die Probleme der Ab- 
rüstung und Rüstungskontrolle wurde durch die 
Grundsatzerklärung von Staatsminister Moersch im 
1. Hauptausschuß unterstrichen. Sie fand, insbeson- 
dere wegen ihrer Betonung einer konsequenten 
Nichtverbreitungspolitik, in West und Ost Zustim- 
mung. Unser Abstimmungsverhalten (Zustimmung 
zu 18 von 22 Resolutionen) stand mit unserer Grund- 
satzerklärung in Einklang. Die Sicherheitsinteressen 
der Allianz haben wir berücksichtigt. Bei den vier 
Enthaltungen standen wir im Einvernehmen und in 
Übereinstimmung mit den EG-Partnern und den 
USA. Im Vergleich zum vergangenen Jahr haben 
wir unsere Meinung zu den einzelnen Tagesord- 
nungspunkten in stärkerem Maße zum Ausdruck 
gebracht und dadurch mittelbar auch die Abstim- 
mungen verbündeter und befreundeter Staaten be- 
einflußt. 

3. Dekolonisierung; südliches Afrika 

a) Nach dem Umschwung in Lissabon konzentrierte 
sich die Debatte der 29. GV auf Südafrika (Mit- 
gliedschaft Südafrikas in den VN, Apartheid, 
Namibia-Frage). Der Druck richtete sich nicht nur 
auf Südafrika selbst, sondern erstreckt sich auch 
auf die westlichen Staaten, die Beziehungen mit 
Südafrika unterhalten. 

Der Hauptstoß richtete sich auf den Ausschluß 
Südafrikas aus den VN. Nachdem im SR eine 
Ausschlußempfehlung nach Artikel 6 der VN- 
Charta am Veto der westlichen ständigen SR- 
Mitglieder gescheitert war, entschloß sich der 
GV-Präsident mit Billigung der Mehrheit, Süd- 
afrika von der Teilnahme an der 29. GV auszu- 
schließen (vgl. Ziff. II 1). Dieser Beschluß wurde 
von den neun EG-Staaten und anderen west- 
lichen Ländern als nicht vereinbar mit der VN- 
Charta abgelehnt. Außer diesem schwerwiegen- 
den Beschluß setzte die Mehrheit der GV Reso- 
lutionen zur Anti-Apartheidspolitik durch, die 


gegenüber den Vorjahren wesentlich verschärft 
waren. Die wichtigste dieser Resolutionen (3324 
E) enthält neben einer kompromißlosen Ver- 
urteilung der Apartheidspolitik der südafrikani- 
schen Regierung u. a. eine so harte Kritik an 
Staaten, die Beziehungen zu Südafrika unter- 
halten, sowie die kategorische Forderung, diese 
Beziehungen abzubrechen bzw. zu unterbinden, 
daß die EG-Staaten gegen die Resolutionen stim- 
men mußten. Bei zwei weiteren Resolutionen 
(Waffenembargo - 3324 B und Arbeitsprogramm 
des Apartheid-Ausschusses ~ 3324 D) enthielt 
sich die Mehrheit der Neun. Nur zwei Resolu- 
tionen (Freilassung politischer Gefangener - 
3324 C und VN-Treuhand-Fonds für Südafrika - 
3324 A) fanden die Zustimmung aller EG-Part- 
nerstaaten. 

Auch in der Namibia-Frage waren die Diskus- 
sion und die Resolution (Stimmenthaltung aller 
EG-Staaten) deutlich schärfer als im Vorjahr. So 
wurde u. a. die Lage in Namibia in der Resolu- 
tion als eine Bedrohung des Weltfriedens be- 
zeichnet, die Regierungen zu Wirtschaftssank- 
tionen und zur Einstellung von Beziehungen mit 
Südafrika einschließlich der Schließung ihrer 
Konsulate in Namibia aufgefordert. Die Befrei- 
ungsbewegung SWAPO konnte ihren Anspruch, 
alleinige Vertreterin der Namibia-Bevölkerung 
zu sein, festigen. Der VN-Namibia-Rat versuchte, 
sich noch stärkere internationale Geltung zu 
verschaffen, so durch ein (von uns als rechtlich 
nicht verbindlich angesehenes) Dekret über die 
Sicherstellung und den Schutz der Bodenschätze 
in Namibia, sowie durch erfolgreiche Anträge 
auf assoziierte Mitgliedschaft in der WHO und 
UNESCO. 

Die Erörterung der Lage in den ehemaligen por- 
tugiesischen Überseegebieten verlief ruhig. 
Guinea-Bissau wurde in den ersten Tagen der 
GV als Mitglied in die VN aufgenommen. Die 
Resolution über die noch nicht voll unabhängi- 
gen Gebiete würdigte die Änderung der Politik 
Portugals und forderte die VN-Sonderorganisa- 
tion auf, Portugal wieder voll in seine Mitglieds- 
rechte einzusetzen. 

Die Anzahl der afrikanischen Befreiungsbewe- 
gungen geht zwar mit der Überleitung der portu- 
giesischen Überseeprovinzen in die Unabhängig- 
keit erheblich zurück; gleichwohl wurden die 
verbleibenden Befreiungsbewegungen auf der 
29. GV rechtlich und politisch erheblich aufge- 
wertet; ihr Status wurde dem von Staaten ange- 
nähert: alle Befreiungsbewegungen, die bislang 
nur als Beobachter an den Beratungen des Vier- 
ten Ausschusses und des 24er-Ausschusses teil- 
nahmen, wurden zu allen Ausschüssen und VN- 
Konferenzen zugelassen (Res. 3280). Lediglich 
das Plenum blieb ihnen versagt. Die VN-Sonder- 
organisationen wurden auf gef ordert, ggf. durch 
Änderung ihrer Satzungen und Geschäftsord- 
nungen die Teilnahme der Befreiungsbewegun- 
gen an ihrer Ärbeit sicherzustellen (Res. 3300). 
b) Die deutsche Delegation hat die bekannten 
Grundsätze der Politik der Bundesrepublik 
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Deutschland gegenüber dem Restkolonialismus 
und zur Apartheid nochmals bekräftigt. Wir 
lehnen den Restkolonialismus ab. Wir verurtei- 
len und wenden uns gegen die Rassendiskrimi- 
nierung als besonders verwerfliche Form der 
Verletzung der Menschenrechte. Wir unterstüt- 
zen die Dekolonisierungs- und Anti-Apart- 
heidspolitik der VN und alle Maßnahmen, die 
im Rahmen der Charta erfolgen. Grundlagen 
dieser Maßnahmen müssen die Prinzipien Selbst- 
bestimmung, Gewaltverzicht, friedlicher Wandel 
und Achtung der Regeln des Völkerrechts sein. 
An dieser Position hat sich die deutsche Dele- 
gation in der GV bei ihren Erklärungen zu Teil- 
aspekten des Dekolonisierungsbereichs eben- 
so wie bei Abstimmungen orientiert. Die Mehr- 
zahl der Resolutionen konnten wir billigen. 
Einigen wichtigen Resolutionen mußten wir 
unsere Zustimmung allerdings versagen, sei es, 
daß sie im Tenor zu scharf, in den Forderungen 
zu weitgehend oder unseren Interessen bzw. 
unserer Rechtsauffassung zuwider liefen. So 
konnten wir z. B. der Omnibus-Resolution zu 
Namibia nicht zustimmen, weil sie die Forderung 
auf Schließung der konsularischen Vertretungen 
und damit unseres Konsulats in Windhuk wie- 
derholte und das vom VN-Namibia-Rat erlas- 
sene, über dessen Kompetenzen hinausgehende 
Dekret zur Sicherung der Bodenschätze Namibias 
bekräftigte. Wenn unsere Delegation wichtigen 
Resolutionen nicht zustimmen konnte, erläuterte 
sie unsere abweichenden Auffassungen in Erklä- 
rungen zur Stimmabgabe. 

Die aktive Teilnahme an den Diskussionen in 
den Ausschüssen und im Plenum sowie die 
offene Darstellung der deutschen Position wur- 
den von den Afrikanern respektiert. 

4. Wirtschaftliche und entwicklungspolitische 
Fragen 

a) Hauptthemen im wirtschaftlichen Bereich (2. Aus- 
schuß) waren die Charta der wirtschaftlichen 
Rechte und Pflichten von Staaten, die Folge- 
arbeiten der Welternährungskonferenz, die Vor- 
bereitung der für September 1975 einberufenen 
Sonder-GV über Entwicklung und internationale 
wirtschaftliche Zusammenarbeit sowie Fragen im 
Zusammenhang mit dem Aktionsprogramm für 
die Errichtung einer neuen Weltwirtschaftsord- 
nung. 

Daneben wurden u. a. Fragen der Organisation 
der Arbeit des Wirtschafts- und Sozialrates, die 
Folgemaßnahmen der VN-Bevölkerungskonfe- 
renz, die Reform des internationalen Währungs- 
systems, die Probleme der Welthandelskonfe- 
renz (UNCTAD), der VN-Organisation für Indu- 
strielle Entwicklung (UNIDO) und das VN-Um- 
weltprogramm (UNEP) behandelt. 

Die Industriestaaten und die Länder der Dritten 
Welt waren um einen sachlichen Arbeitsstil im 
2. Ausschuß bemüht. Es überwog das Bestreben 
beider Seiten, die durch das wirtschaftliche Span- 
nungsverhältnis Nord-Süd bestimmte politische 
Atmosphäre nicht noch stärker zu belasten. Wie 


in den vorhergegangenen Generalversammlun- 
gen wurden die Resolutionsentwürfe in kleine- 
ren Arbeitsgruppen vorbereitet und ausge- 
arbeitet. 

b) Insgesamt verabschiedete die GV aus dem Be- 
reich des 2. Ausschusses 41 Resolutionen. Die 
Entschließung über die „Charta der wirtschaft- 
lichen Rechte und Pflichten von Staaten'' wurde 
mit der Mehrheit der Stimmen der Entwick- 
lungsländer und des Ostblocks gegen sechs Nein- 
stimmen und zehn Stimmenthaltungen von Indu- 
strieländern angenommen (Res. 3281). Der Text 
der Charta war in langwierigen mehrjährigen 
Verhandlungen zwischen Industrie- und Entwick- 
lungsländern erarbeitet worden. Dabei war es 
gelungen, über eine große Anzahl von Fragen 
Einvernehmen zu erzielen. Dies gilt insbeson- 
dere für die allgemeinen Zollpräferenzen zugun- 
sten der Entwicklungsländer, die Finanzierung 
der Entwicklungshilfe, die unsichtbaren Trans- 
aktionen, den Artikel über Handel, die Umwelt- 
fragen und den Transfer von Technologie. Für 
eine Reihe anderer wichtiger Fragen war eine 
Einigung jedoch bis zur 29. GV nicht erreicht 
worden. Deshalb hatten die Länder der Euro- 
päischen Gemeinschaft, unterstützt von den 
übrigen Industrieländern, eine Vertagung der 
Entscheidung über die Charta auf das nächste 
Jahr vorgeschlagen. Ein entsprechender Resolu- 
tionsentwurf wurde jedoch von den Entwick- 
lungsländern abgelehnt. Die Charta vermag 
zwar ebensowenig wie sonstige Resolutionen 
der GV rechtsverbindliche Normen zu setzen. Es 
ist jedoch nicht zu übersehen, daß sie für die 
Dritte Welt ein politisches Referenzdokument 
darstellt. 

Die Mehrheit der EG-Staaten (Bundesrepublik 
Deutschland, Belgien, Dänemark, Großbritannien) 
Luxemburg) hat mit den USA gegen die Charta 
gestimmt. Unser Nein gründete sich auf ver- 
schiedene strittig gebliebene Punkte, darunter 
die Frage der Enteignung und Entschädigung 
von Auslandsinvestitionen. Die Entwicklungs- 
länder lehnten jeden Völkerrechtsvorbehalt ab 
und wollten die Investitionen damit dem Schutz 
des allgemeinen Völkerrechts entziehen. In 
Streitfällen sollen allein das innerstaatliche Recht 
und die innerstaatlichen Gerichte in letzter In- 
stanz zuständig sein. Ebenfalls umstritten waren 
die Artikel über Rohstoffe. So verankert ein 
Artikel das Recht aller Staaten, im Rohstoff- 
bereich Erzeugerkartelle zu bilden. Verteidi- 
gungsmaßnahmen der Verbraucherländer wer- 
den ausdrücklich verboten. Jeder Staat, heißt es, 
habe die Pflicht, das Recht auf Erzeugerkartelle 
zu respektieren und von wirtschaftlichen und 
politischen Maßnahmen abzusehen, die es be- 
grenzen würden. Ein anderer Artikel legt die 
Koppelung der Preise der Exportgüter der Ent- 
wicklungsländer an die Preise für ihre Import- 
güter fest (insbesondere Indexierung der Roh- 
stoffpreise). Die Artikel über die Meistbegünsti- 
gung und die Nichtdiskriminierung stehen nicht 
im Einklang mit den Vorstellungen der neun 
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Länder der Europäischen Gemeinschaft. Ihre An- 
nahme durch die EG-Staaten hätte deren Position 
bei den Verhandlungen auf der KSZE in Genf 
präjudiziert. 

Industrie- und Entwicklungsländer waren glei- 
chermaßen bemüht, auf der 29. GV die Ergeb- 
nisse der Welternährungskonferenz (WEK), die 
im November in Rom getagt hatte, nicht in Frage 
zu stellen. Die GV hatte sich insbesondere mit 
den Folgemaßnahmen der WEK zu befassen 
(Res. 3348), den Welternährungsrat (WER) zu 
gründen, die Zahl seiner Mitglieder festzulegen 
und diese Mitglieder zu wählen. Die Festlegung 
der Mitgliederzahl des WER auf 36 stellt einen 
Kompromiß dar zwischen dem Interesse an einer 
regional ausgewogenen Zusammensetzung und 
der Erhaltung der Arbeitseffizienz durch einen 
möglichst enggezogenen Teilnehmerkreis. Die 
Bundesrepublik Deutschland wurde als Mitglied 
in den Welternährungsrat gewählt. Auch die 
Frage der Schaffung eines kleinen Sekretariats 
für den Welternährungsrat wurde aufgeworfen, 
wobei insbesondere das rechtliche und admini- 
strative Verhältnis dieses Sekretariats zur FAO 
und zum VN-Sekretariat zu regeln war. Das 
Sekretariat wurde bei der FAO eingerichtet. Der 
Welternährungsrat wird nunmehr seine Arbeiten 
aufnehmen und im Juni dieses Jahres zu seiner 
ersten Sitzung in Rom zusammentreten. 

c) Die Vorbereitung der Sonder-GV über Entwick- 
lung und internationale wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit im September 1975 war ein weiteres 
Hauptthema. Mit der Einberufung von Tagungen 
eines vorbereitenden Ausschusses und der Schaf- 
fung einer Expertengruppe werden die erforder- 
lichen Vorbereitungen vorangetrieben. Nach 
langwierigen Verhandlungen gelang es den Ent- 
wicklungsländern mit Hilfe ihrer Mehrheit, die 
Aufgabenstellung dieser Sonder-GV in Fort- 
setzung der 6. Sonder-GV vom April/Mai 1974 
auf die Errichtung einer neuen Weltwirtschafts- 
ordnung auszurichten (Res. 3343). Im Mittelpunkt 
der Sonder-GV sollen die Schwierigkeiten 
stehen, die der Verwirklichung des auf der 
6. Sonder-GV beschlossenen Aktionsprogramms 
auf dem Gebiet der Rohstoffe, der landwirt- 
schaftlichen und industriellen Entwicklungen so- 
wie dem Transfer von Kapital und Technologie 
in die Entwicklungsländer entgegenstehen. 
Außerdem befaßte sich die GV mit dem auf der 
6. Sonder-GV beschlossenen Sonderfonds, der - 
unabhängig von der auf ein Jahr begrenzten Not- 
hilfeaktion des VN-Generalsekretärs für die von 
der Erdölpreiserhöhung am meisten betroffenen 
Entwicklungsländer - vom 1. Januar 1975 an 
Maßnahmen der Nothilfe und Entwicklungshilfe 
finanzieren soll. Die dazu im Konsensus ange- 
nommene Resolution (Res. 3356) legt die Satzung 
für diesen Fonds fest. Der Sonderfonds wird von 
einem Gouverneursrat beaufsichtigt, der aus 
Vertretern von 36 Staaten besteht. Die Bundes- 
republik Deutschland gehört dem Gouverneurs- 
rat nicht an. 

d) Die Entwicklungsländer setzten ihre Politik eines 


solidarischen Auftretens fort. Diese gegenüber 
den Industrieländern angewandte Demonstra- 
tion politischen Zusammenhalts reflektiert aller- 
dings keine Interessengleichheit der Länder der 
Dritten Welt in allen Fragen. Verschiedene Ab- 
stimmungen haben deutlich gemacht, daß Solida- 
rität gegenüber den Industrieländern zwar als 
vorrangig empfunden wird, die zahlreichen In- 
teressenunterschiede damit jedoch nur verdeckt 
werden. Dies gilt insbesondere für Differenzen 
zwischen reichen und armen Entwicklungs- 
ländern, aber auch für andere Interessengegen- 
sätze wie z. B. Binnenländer/Küstenländer oder 
Wasserausnutzung von Anliegern an oberen und 
unteren Flußläufen. 

e) Auf der 29. GV hat die Europäische Gemein- 
schaft den Status eines Beobachters erhalten. 
Dieser Beobachterstatus wird ihr besonders im 
2. Ausschuß die Möglichkeit geben, die Gemein- 
schaftsinteressen zur Geltung zu bringen. 

Durch das gemeinsame Auftreten der Neun hat 
sich auch die nationale Stellung der einzelnen 
EG-Mitglieder verbessert. Die Entwicklungs- 
länder haben die Zusammenarbeit mit der Ge- 
meinschaft gesucht. Sie waren bemüht, sich ihre 
Unterstützung für Resolutionsentwürfe so früh 
wie möglich zu sichern, weil sie mit Recht davon 
ausgehen konnten, daß eine solche Hilfestellung 
den Erfolg einer Resolution bedeuten würde. Die 
EG-Staaten waren auch ihrerseits bestrebt, eine 
gute Zusammenarbeit mit den Entwicklungs- 
ländern zu fördern. 

f) Die Arbeit im 2. Ausschuß war wiederum ein 
Schwerpunkt unserer Mitwirkung in der GV. 
Dabei galt es, die Möglichkeiten zu nutzen, die 
sich aufgrund des wirtschaftlichen Gewichts der 
Bundesrepublik Deutschland ergeben, um zu ver- 
nünftigen und realistischen Lösungen beizu- 
tragen, die die Interessen aller beteiligten Län- 
der berücksichtigen. Die deutsche Delegation 
ging davon aus, daß eine klar formulierte Politik 
der Wahrnehmung wirtschaftlicher nationaler 
wie gemeinschaftlicher Interessen, gekoppelt mit 
dem Willen zur Zusammenarbeit und der Suche 
nach allseits annehmbaren Lösungen, die wesent- 
liche Voraussetzung für eine echte Kooperation 
ist. 

Dabei ließ sich die Bundesrepublik Deutschland 
von folgender Grundlinie leiten: 

— Die Erhaltung und Förderung einer leistungs- 
fähigen Weltwirtschaft, auch Voraussetzung 
einer wirksamen Hilfe an die Entwicklungs- 
länder, ist ein Ziel in internationalen Ver- 
handlungen über Weltwirtschaftsfragen. Bei 
Verhandlungen, die die Interessen der Ent- 
wicklungsländer berühren, werden wir unser 
Interesse an Pflege und Ausbau unserer 
guten Beziehungen zu den Entwicklungs- 
ländern berücksichtigen. 

— Die bestehende Weltwirtschaftsordnung soll 
auf realistischer Grundlage fortentwickelt 
werden, um die Leistungsfähigkeit aller, ins- 
besondere die der Entwicklungsländer, zu 
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steigern. Im Rahmen der Fortentwicklung 
sind Mängel der Ordnung zu beseitigen und 
die notwendigen Anpassungen vorzunehmen. 
— Schließlich muß die Interdependenz der Welt- 
wirtschaft beachtet werden und müssen die 
Gefahren weltwirtschaftlicher Rückschläge 
durch einseitige Maßnahmen vermieden 
werden. 

5, Soziale, humanitäre und kulturelle Fragen 

a) Die Bundesregierung hat auch vor den VN im- 
mer wieder mit Nachdruck darauf hingewiesen, 
daß sie den Schutz der Menschenrechte, - d. h. 
insbesondere den Schutz des einzelnen Menschen 
vor Willkür und vor der oft erdrückenden staat- 
lichen Macht - als eine vorrangige politische 
Aufgabe ansieht. Die Bundesregierung will des- 
halb auch im Bereich der VN ihren Beitrag zur 
Verbesserung des Schutzes der Menschenrechte 
in allen Teilen der Welt leisten. Es ist jedoch in 
Rechnung zu stellen, daß die Vorstellungen über 
den Schutz und die Förderung der Menschen- 
rechte unter vielen VN-Mitgliedstaaten weit 
auseinandergehen. Namentlich in den sozialisti- 
schen Staaten und in zahlreichen Ländern der 
Dritten Welt, deren Wirtschafts- und Sozialord- 
nung von anderen Prioritäten bestimmt wird, 
treffen die von uns und den übrigen Industrie- 
ländern westlicher Prägung aufgrund gemein- 
samer Wertvorstellungen vorgeschlagenen Maß- 
nahmen zur Verwirklichung des Menschenrechts- 
schutzes häufig auf Kritik oder mangelndes Ver- 
ständnis. Es wird daher auch in Zukunft zäher 
und geduldiger Bemühungen bedürfen, um den 
Schutz der Rechte des einzelnen Menschen vor- 
anzubringen, sei es auch nur in kleinen Schritten. 
Mit raschen und spektakulären Fortschritten 
können wir dabei nicht rechnen. Gleichwohl 
messen wir der Arbeit des für soziale, humani- 
täre und kulturelle Fragen zuständigen 3. Aus- 
schusses erhebliche Bedeutung bei. 

b) Der Ausschuß behandelte 14 Tagesordnungs- 
punkte und verabschiedete 24 Resolutionen, da- 
von acht im Konsensverfahren. Im Vorder- 
grund des Interesses standen wie bei der voran- 
gegangenen 28. GV wiederum menschenrecht- 
liche Fragen wie die Abschaffung der Folter, der 
Schutz der Menschenrechte in Chile sowie das 
Selbstbestimmungsrecht. Weiter fanden die De- 
kade zur Bekämpfung der Rassendiskriminie- 
rung und der Bericht des VN-Flüchtlingskommis- 
sars die besondere Beachtung der Delegationen. 
Auch der menschenrechtliche Teil des Berichts 
des Wirtschafts- und Sozialrates wurde - beson- 
ders im Hinblick auf die vorangegangene Prü- 
fung der Lage in Chile - ausführlich erörtert. 
Schließlich wurde anläßlich des Internationalen 
Jahres der Frau die weltweite Situation der Frau 
diskutiert. Zu diesem Thema wurden zwei Reso- 
lutionen verabschiedet. 

c) Aus der Sicht des Westens sind besonders eine 
Resolution über die Abschaffung der Folter, die 
Erörterung des Themas Menschenrechte und 
wissenschaftlich-technologischer Fortschritt so- 


wie Resolutionen zur geplanten Konvention über 
das Territorial-Asylrecht und zur Reduzierung 
der Staatenlosigkeit zu begrüßen. Auch die Reso- 
lutionen über Kriegsvermißte, über alternative 
Wege zur Durchsetzung der Menschenrechte, 
zum Erklärungsentwurf über religiöse Intoleranz 
und zur Ratifizierung der Menschenrechtspakte 
entsprechen weitgehend westlichen Vorstellun- 
gen. Die besonders von westlichen Staaten ge- 
förderten Resolutionen zum VN-Flüchtlingskom- 
missar, zum Internationalen Jahr der Frau und 
zur Bekämpfung des Drogenmißbrauchs stellen 
ebenfalls ein positives Ergebnis dar. 
Demgegenüber konzentrierte sich das Interesse 
der sozialistischen Staaten in erster Linie auf die 
Verabschiedung einer Chile verurteilenden 
Resolution, auf den Bericht des Ausschusses zur 
Beseitigung der Rassendiskriminierung, auf die 
Verwirklichung der Menschenrechte im süd- 
lichen Afrika, das Selbstbestimmungsrecht (be- 
zogen auf die Kolonialvölker) und auf das 
Thema weitreichender wirtschaftlicher und so- 
zialer Veränderungen. Diese Haltung entsprach 
auch in starkem Maße den Vorstellungen der 
Dritten Welt, namentlich der besonders aktiven 
arabisch-afrikanischen Gruppe. 

Zum Thema Menschenrechte und wissenschaft- 
lich-technologischer Fortschritt konnte sich die 
östliche Seite mit ihren Vorstellungen, die auf 
eine Vertagung der Diskussion auf die 30. GV 
abzielten, nicht durchsetzen. Dazu trug nicht zu- 
letzt auch die chinesische Delegation bei, die sich 
im übrigen bei den Erörterungen im 3. Ausschuß 
zurückhielt. 

Insgesamt ergab sich wiederum weitgehende 
Übereinstimmung zwischen den arabisch-afrika- 
nischen Ländern und den sozialistischen Staaten, 
namentlich im Bereich der Entkolonisierung, der 
Bekämpfung des Rassismus und in der Palästina- 
frage. 

In anderen Bereichen konnten allerdings die so- 
zialistischen Staaten ihre Vorstellungen nicht in 
gleichem Umfang zur Geltung bringen. 

d) Die Bundesrepublik Deutschland hat ihre Posi- 
tion im 3. Ausschuß trotz der ungünstigen Mehr- 
heitsverhältnisse weiter festigen können. Die 
Wahl unseres Vertreters zum Berichterstatter 
des Ausschusses war ein Vertrauensbeweis und 
zugleich Bestätigung unserer positiven Rolle im 
Ausschuß während der 28. GV. 

Unsere Delegation hat insgesamt sechs Resolu- 
tionen erfolgreich miteingebracht, und zwar zur 
Abschaffung der Folter, zum Schicksal der 
Kriegsvermißten, zur Ratifikation der CERD- 
Konvention, zum Bericht des Hohen Flüchtlings- 
kommissars, zum Internationalen Jahr der Frau 
und zur Rauschgiftkontrolle. 

Im Abstimmungsverhalten der Neun wurde von 
allen Ausschüssen der 29. GV im 3. Ausschuß 
die größte Übereinstimmung erzielt. Bei der ab- 
schließenden Abstimmung im Plenum stimmten 
die Neun bei 22 von insgesamt 24 Resolutionen 
einheitlich ab; im Ausschuß war das Bild bei 39 
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von insgesamt 50 Abstimmungen völlig einheit- 
lich. Nie stimmten weniger als sechs EG-Mit- 
glieder einheitlich. 

Das relativ zufriedenstellende Abschneiden des 
Westens im 3. Ausschuß ist wesentlich auf die 
sorgfältige Vorbereitung der GV im Rahmen 
der Neun in New York zurückzuführen. Die 
Grundlage für diese erfolgreiche Vorabstimmung 
mit einer zum Teil daraus resultierenden Ar- 
beitsteilung zwischen den neun Delegationen 
wurde noch während des ersten Halbjahres 1974 
unter unserer Präsidentschaft gelegt, 
e) Das Schwergewicht der Diskussion dürfte in 
künftigen Generalversammlungen auf Themen 
wie: Alternative Wege zur Durchsetzung der 
Menschenrechte, Menschenrechtssituation in 
Chile, Internationales Jahr der Frau, Weltsozial- 
lage, Abschaffung der Folter und Menschenrech- 
te und wissenschaftlich-technologischer Fort- 
schritt liegen. 

Für den Westen und für uns wird es dabei 
schwierig sein, im 3. Ausschuß, dessen Thematik 
vielfach seit Jahren in festen Bahnen verläuft, 
grundlegend neue Initiativen zu entwickeln. Ob 
wir zu einem der bestehenden Tagesordnungs- 
punkte einen eigenen Resolutionsentwurf ein- 
bringen können, bedarf noch weiterer Prüfung. 
Unabhängig hiervon werden wir unsere Haltung 
in verstärktem Maß durch Änderungsanträge zu 
Resolutionsentwürfen der Mehrheit deutlich 
machen. 

6. Haushalts- und Verwaltungsfragen 

Der für Haushalts-, Verwaltungs- und Organisa- 
tionsfragen zuständige 5. Ausschuß hatte sich auf 
der 29. GV insbesondere mit dem Nachtragshaus- 
halt zum Zweijahres-Programmbudget 1974/75 zu 
befassen. Auf Grund der zu einem beträchtlichen 
Teil durch Inflation und Wechselkursschwankungen 
verursachten Kostensteigerungen und einer sechs- 
prozentigen Erhöhung der - seit 1971 unverändert 
gebliebenen - Gehälter für die VN-Bediensteten 
mußten zusätzlich zum ursprünglichen Haushalts- 
volumen von 540 Mio US-Dollar Mittel in Höhe von 
rd. 66 Mio US-Dollar bewilligt werden. Ferner be- 
handelte der 5. Ausschuß im Haushaltsbereich die 
politisch wichtige Frage der weiteren Finanzierung 
der VN-Friedenstruppe in Nahost (UNEF/UNDOF) ; 
die hierfür erforderlichen Mittel betragen rd, 80 Mio 
US-Dollar pro Jahr. 

Eine angemessene personelle Repräsentanz im VN- 
Sekretariat New York und Genf und in den Sekre- 
tariaten der halbautonomen Unterorganisationen, 
besonders z. B. UNCTAD/Genf und UNEF/Nairobi 
(deutsche Personalquote 107 bis 149 Stellen), war 
kurzfristig nicht erreichbar, u. a. wegen des eingangs 
erwähnten, auch im Personalbereich spürbaren Ver- 
tretungsanspruchs der Dritten Welt, aber auch infol- 
ge für Bundesbürger oft unattraktiver VN-Besol- 
dung. Begrenzte Fortschritte konnten erzielt wer- 
den; bisher 43 Einstellungen. 

Wie schon in den vergangenen Jahren hatte sich der 
5. Ausschuß auch mit zahlreichen Einzelfragen auf 


dem Gebiet der Verwaltung und des Organisations- 
wesens zu befassen. Zu den wichtigen Entscheidun- 
gen in diesem Bereich gehören z. B. die Einsetzung 
einer Arbeitsgruppe zur Überprüfung des Pro- 
gramm- und Haushaltsverfahrens, deren Mitglied 
wir geworden sind, sowie die Erteilung eines Man- 
dats an den VN-Generalsekretär für Verhandlungen 
über die Errichtung eines dritten VN-Zentrums in 
Wien neben New York und Genf. 

Die wesentlichen Entscheidungen im Bereich des 
5. Ausschusses wurden im Konsensus oder mit 
großen Stimmenmehrheiten getroffen, in den mei- 
sten Fällen mit den Stimmen der westlichen Indu- 
striestaaten. Die sozialistischen Länder - einschließ- 
lich der DDR - stimmten wie in der Vergangenheit 
gegen die meisten Ausgabeentscheidungen. Diese 
von anderen Bereichen abweichende Mehrheitsbil- 
dung beruht auf dem gemeinsamen Interesse der 
Entwicklungsländer und der westlichen Industrie- 
staaten an einer funktionsfähigen Organisation und 
macht deutlich, daß der Nord-Süd-Gegensatz im 
5. Ausschuß eine geringere Rolle spielt als in ande- 
ren VN-Gremien. 

Die Mitarbeit der Bundesrepublik Deutschland im 
Bereich des 5. Ausschusses ist bestimmt durch unser 
finanzielles Engagement als viertgrößter Beitrags- 
zahler und das daraus folgende Interesse an einer 
sinnvollen Verwendung der Mittel. 

Der Beitragsanteil der Bundesrepublik Deutschland 
am regulären VN-Haushalt beträgt für die Jahre 
1974 bis 1976 7,1 v. H. 1974 mußten wir einen VN- 
Beitrag (einschließlich VN-Friedenstruppe Nahost) 
in Höhe von 57,55 Mio DM leisten. 

Die Vertreter der Bundesrepublik Deutschland im 
5. Ausschuß waren an der Ausarbeitung der wesent- 
lichen Resolutionen im Verwaltungs- und Haus- 
haltsbereich maßgebend beteiligt. 

7. Rechtsfragen, Kodifizierung und Fortentwicklung 
des internationalen Rechts 

Die Arbeiten der 29. GV auf dem Gebiet des inter- 
nationalen Rechts zeichneten sich im ganzen ge- 
sehen durch ein sachlicheres und stärker als in 
anderen Bereichen auf Ausgleich gerichtetes Zusam- 
menwirken der Mitgliedstaaten aus. Hier wirkte 
sich entlastend aus, daß einige Probleme - wie z. B. 
die Frage der Allstaatenklausel für Einladungen zu 
VN-Konferenzen oder für den Beitritt zu Konven- 
tionen - durch die politische Entwicklung der letzten 
Jahre an Bedeutung verloren haben. Auch das 
Thema Befreiungsbewegungen wurde im Rechts- 
bereich ohne die Schärfe diskutiert, die noch in der 
28. GV zu beobachten war. 

Ein wichtiges Ereignis der 29. GV war die von den 
Staaten der Dritten Welt mit Nachdruck durchge- 
setzte Einsetzung eines adhoc-Ausschusses zur 
Überprüfung der VN-Charta. Damit hat die Gene- 
ralversammlung dem verstärkten Drängen der Ent- 
wicklungsländer auf Veränderungen der Grund- 
struktur der Vereinten Nationen Ausdruck ver- 
liehen. Es ist damit zu rechnen, daß dieser politi- 
sche Druck, bei dem es den Entwicklungsländern 
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offenbar vor allem um einen Abbau des privilegier- 
ten Status der Großmächte geht, künftig auch die 
Arbeiten des Rechtsausschusses verstärkt beein- 
flussen wird. Mit der Einsetzung des adhoc-Aus- 
schusses zur Überprüfung der VN-Charta hat das 
Thema der Charta-Reform - welches die General- 
versammlung zwar bereits seit 1969 beschäftigt 
hatte, bisher jedoch nur prozedural behandelt wor- 
den war “ nunmehr ein Forum für die Sadidiskus- 
sion und damit eine neue, politische Dimension ge- 
wonnen. Maßgebend für den Erfolg der Initiative 
Kolumbiens und der Philippinen war - auf dem 
Hintergrund der sich intensivierenden Nord-Süd- 
Auseinandersetzung - das erneut belebte Interesse 
der Dritten Welt an einer Reform der Charta der 
Vereinten Nationen. Dabei geht es der Dritten Welt 
vor allem um Zusammensetzung und Kompetenzen 
des Sicherheitsrates, dessen gegenwärtige Struktur 
den fünf ständigen Mitgliedern eine von der Mehr- 
heit unabhängige Sonderstellung gewährt. Darüber 
hinaus muß das Thema „Überprüfung der VN- 
Charta" aber auch als ein Teil der umfassenderen 
Bestrebungen der Dritten Welt um Neuverteilung 
der Macht im VN-System überhaupt gesehen wer- 
den, wobei in diesem Zusammenhang auch die Be- 
mühungen um die Errichtung einer Neuen Weltwirt- 
schaftsordnung und eine Aufwertung des Wirt- 
schafts- und Sozialrates sowie der Wunsch nach einer 
erhöhten rechtlichen Verbindlichkeit der Resolu- 
tionen der Generalversammlung Beachtung verdie- 
nen. Dem Ausschuß für die Überprüfung der VN- 
Charta werden 42 Mitgleder, darunter zehn west- 
liche Staaten und die ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrates angehören. Auch die Bundesrepu- 
blik Deutschland hat sich zur Mitarbeit bereit er- 
klärt. Wir treten dafür ein, daß die Bestrebungen, 
die VN an veränderte Verhältnisse anzupassen, die 
bewährten Grundlagen der Weltorganisation und 
ihrer Institutionen nicht in Frage stellen dürfen. 
Eine etwaige Fortentwicklung der Charta müßte 
nach unserer Auffassung eine gründliche Diskus- 
sion und einen breiten Konsens aller Gruppen in 
den VN zur Voraussetzung haben. 

Das sachlich wohl bedeutendste Ergebnis war im 
übrigen die Annahme eines Textes zur Definition 
der Aggression. Mit der durch Konsens verabschie- 
deten Resolution 3314 brachte die GV Bemühungen 
um die Bestimmung dieses für die internationale 
Sicherheit zentralen Begriffs zum Abschluß, die bis 
in die Zeit des Völkerbundes zurückreichen. Sie 
waren zuletzt in dem 1967 errichteten VN-Sonder- 
ausschuß fortgesetzt worden. Die Definition ist in 
der Form einer nicht-verbindlichen Empfehlung ver- 
abschiedet worden. Nach ihrer Präambel versteht 
sie sich als Richtlinie für die dem Sicherheitsrat 
durch die VN-Charta übertragene Feststellung, ob 
eine Bedrohung oder ein Bruch des Friedens oder 
eine Angriffshandlung vorliegt. Die einzelnen Be- 
stimmungen sind flexibel und lassen einen Inter- 
pretationsspielraum zu. Dadurch wird zwar die prak- 
tische Bedeutung der Definition eingeschränkt; 
gleichwohl dürfte der Text als wichtiges Referenz- 
dokument in der internationalen politischen Ausein- 
andersetzung ein Rolle spielen. 


Ein weiteres Thema, das die GV seit mehreren 
Jahren beschäftigt: Stärkung der Rolle des Inter- 
nationalen Gerichtshofs (IGH), konnte in der 29. GV 
mit einer ohne Abstimmung angenommenen Reso- 
lution (Res. 3232) abgeschlossen werden. In der von 
der Bundesrepublik Deutschland miteingebrachten 
Entschließung wird den Mitgliedstaaten, den VN- 
Organen und Sonderorganisationen nahegelegt, von 
den Möglichkeiten des IGH verstärkt Gebrauch zu 
machen und die Anrufung des IGH nicht als un- 
freundlichen Akt anzusehen. 

Ein Tagesordnungspunkt, der die Generalversamm- 
lung erstmals beschäftigte, war die australische 
Initiative betreffend die Frage des diplomatischen 
Asyls. Während diese Initiative ursprünglich eine 
Ausdehnung der bisher auf den lateinamerikani- 
schen Raum begrenzten Praxis des diplomatischen 
Asyls zum Ziel gehabt hatte, beschloß die General- 
versammlung nunmehr (mit Res. 3321) lediglich, daß 
eine Studie über die humanitären und sonstigen 
Aspekte dieses Problems ausgearbeitet und eine 
Stellungnahme der Mitgliedstaaten, die sich zu die- 
ser Frage zu äußern wünschen, eingeholt werden 
solle. Eine rechtliche Regelung dieser schwierigen 
Materie im Sinne einer weitgehenden Übernahme 
der bisherigen lateinamerikanischen Praxis in das 
allgemeine Völkerrecht - entsprechend den ur- 
sprünglichen australischen Vorstellungen - dürfte 
doch angesichts der Haltung der meisten VN-Mit- 
gliedstaaten in absehbarer Zeit wenig Aussicht auf 
Verwirklichung haben. 

Wie im Vorjahr kam es auch auf der 29. GV zu 
keiner Erörterung des Terrorismus-Problems. Das 
Thema wurde erneut vertagt. Ob es in absehbarer 
Zeit überhaupt weiterbehandelt werden kann, ist 
angesichts der weit auseinandergehenden Ansich- 
ten über die Interpretation des Begriffs des inter- 
nationalen Terrorismus (individueller Terrorismus 
oder „staatlicher Terrorismus") offen. Ungeachtet 
der ablehnenden Haltung der Mehrheit hat unsere 
Delegation in einer Erklärung im Rechtsausschuß 
erneut auf die außerordentliche Bedeutung des Pro- 
blems hingewiesen und bedauert, daß die VN bisher 
keine Fortschritte zu seiner Lösung erzielt haben. 

Bei der Behandlung zweier weiterer wichtiger 
Themen, nämlich des Themas der auf Einladung der 
Schweiz stattfindenden Genfer Diplomatischen Kon- 
ferenz über die Fortentwicklung des humanitären 
Kriegsvölkerrechts (Genfer Rotkreuz- Abkommen 
von 1949) und des besonderen Themas des Schutzes 
von Frauen und Kindern in Befreiungskämpfen, be- 
schränkte sich die Generalversammlung aus Termin- 
gründen auf die Verabschiedung von Resolutionen 
und schob eine Erörterung in der Sache bis zum 
nächsten Jahr auf. 

Unsere Delegation, die zu fast allen Tagesordnungs- 
punkten eingehend Stellung nahm, war bemüht, 
durch ausgewogene und fachliche substantiierte Bei- 
träge zur Versachlichung der Debatte beizutragen. 
Sie fand damit Anerkennung bei Delegierten aus 
allen Regionen und konnte das Gewicht unserer 
Stimme in diesem wichtigen Ausschuß stärken. 
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